
BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
ABTEILUNG 11/5 

GZ. 21 1076/2-11/5/98 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

DVR: 0000078 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015 Wien 
Telefax: 513 99 93 

Sachbearbeiter: Dr. Lebloch 

Telefon: 
51433/1689 DW 

Betr: Entwürfe von Bundesgesetzen, mit denen das Schulorganisationsgesetz, das Schul­
unterrichtsgesetz, das Schulpflichtgesetz 1985 und das Pflichtschulerhaltungs­
Grundsatzgesetz geändert werden; 
Begutachtungsverfahren 

In der Anlage übermittelt das Bundesministerium für Finanzen 25 Ausfertigungen seiner 

Stellungnahme zu den Entwürfen von Bundesgesetzen, mit denen das Schulorganisations­

gesetz, das SChulunterrichtsgesetz, das Schulpflichtgesetz 1985 sowie das Pflichtschulerhal­

tungs-Grundsatzgesetz geändert werden. 

25 Beilagen 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

24. April 1998 

Für den Bundesminister: 

Dr. Steger 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
ABTEILUNG 11/5 

GZ. 21 1076/2-11/5/98 

An das 
Bundesministerium für Unterricht 
und kulturelle Angelegenheiten 
Minoritenplatz 5 
1014 Wien 

DVR: 0000078 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015 Wien 
Telefax: 513 99 93 

Sachbearbeiter: Dr. Lebloch 

Telefon: 
51433/1689DW 

Betr: Entwürfe von Bundesgesetzen, mit denen das SchOG, SchUG, das SchPflG 1985 
und das Pflichtschulerhaltungs-Grllndsatzgesetz geändert werden; 
Begutachtungsverfahren 

Zur do. ZI. 12.690/3-IIl/A/2/98 

Bezugnehmend auf das o.a. do. Schreiben vom 2. Februar 1998 beehrt sich das Bundesmi­

nisterium für Finanzen mitzuteilen, daß es zu ggstdl. Novellierungsvorhaben aus folgenden 

Gründen noch nicht abschließend Stellung nehmen kann: 

Die gemäß § 14 BHG geforderte Darstellung der mit ggstdln Novellierungsvorhaben verbun­

denen finanziellen Auswirkungen ist insofern unvollständig, 

- als von do. die Jahreskosten für eine Planstelle der Verwendungsgruppe L2a2 mit 

450.000,--S angsetzt wurden, die Durchschnittskosten für eine derartige Planstelle aber 

620.000,--S (inkl. Pensionszuschlag) jährlich betragen (v gl. die Stellungnahme der ho. 

Abt. VII/A/1 vom 30. März 1998 unter ho. ZI. 921.194/1-VII/A/1/b/98 sowie die Richtlinie 

des BMF gern. § 14 Abs. 5 BHG, GZ 90 2404/2-11/12a/98), demnach unter Zugrundele­

gung des von do. ermittelten Bedarfes zusätzlicher Planstellen für der Diensthoheit der 

Länder unterstehende Lehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen von Mehrkosten in 

Höhe von 39,14 Mio S jährlich auszugehen ist; 

- als ein Vorschlag für die Bedeckung dieser Mehrausgaben fehlt (vgl § 14 Abs. 1 Z. 4 

BHG); 

- als weiters gemessen an § 14 Abs. 3 BHG, welcher Bestimmung gemäß die Darstellung 

der finanziellen Auswirkungen rechtssetzender Maßnahmen auch die finanziellen Aus­

wirkungen der am Finanzausgleich beteiligten Gebietskörperschaften zu umfassen hat, 

eine Ergänzungsbedürftigkeit der den vorliegenden Entwürfen angeschlossenen Darstel­

lungen der finanziellen Auswirkungen in zwei Punkten vorliegt, und zwar: 
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1. Einsparungen, die den Gemeinden (und allenfalls den Ländern) dadurch entstehen, 

daß eine entsprechende Anzahl an Kindergartenplätzen im Hinblick darauf, daß eine 

vermehrte Betreuung von Kindern in Volksschulen erfolgt, frei wird, 

2. allenfalls den Gemeinden als Schulerhalter entstehende zusätzliche Kosten, die durch 

die vermehrte Inanspruchnahme der Volksschule bedingt sind. 

Unbeschadet der vorläufigen Unmöglichkeit einer abschließenden Stellungnahme wird be­

reits jetzt zu Zif.6 u. Zif. 7 des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das SchOG abge­

ändert wird, (betreffend § 13 Abs. 1 bzw. § 14 Abs. 2 SchOG) festgehalten, daß seitens des 

BMUkA den Ländern gegenüber klarzustellen sein würde, daß diese Regelungen keinen 

Grund für Änderungen der Schlüsselwerte für die Ermittlung der zulässigen Planstellen­

höchstzahlen darstellen. 

Für die Einführung der verbindlichen Übung "Lebende Fremdsprache" in der Volksschule 

wird davon ausgegangen, daß keinerlei besoldungsrechtliche Folgeansprücheabgeleitet 

werden, insbesondere nicht durch verminderte Lehrverpflichtung, wie sie gem. § 48 

Abs.1 LOG bei zweisprachigem Unterricht gebührt. 

Zu den Bestimmungen über die Leistungsdifferenzierung (Leistungsgruppe - Leistungsni­

veau) ist festzuhalten, daß die dabei vorgesehene Flexibilisierung offensichtlich auch Oiffe­

renzierungsformen erlaubt, die dem leistungsdifferenzierten Unterricht im Sinne des 

§ 59b GG 1956 nicht entsprechen. Beim Entfall von Schülergruppen gemäß § 18 

Abs. 3 SchOG kann von einem Zulagenanspruch gemäß § 59b GG 1956 nicht ausgegangen 

werden, wie das Bundeskanzleramt Sektion 11 bereits in seiner Stellungnahme vom 

16. September 1996, GZ. 921.194/16-II/A/1/b/96 (zu do. ZI. 12.690/109-111/2/96) zum Aus­

druck gebracht hat. Alternative Oifferenzierungsformen sind dabei rechtlich nicht - und von 

der besoldungspolitischen Argumentation jedenfalls nicht vorweg oder automatisch - gleich­

zuhalten. 

Redaktionell wird bemerkt, daß es in den Erläuterungen zur Novelle des SchOGs auf Seite 3 

unter der Überschrift "Kosten" unter Ziffer 2 "für die Vorschule", im besonderen Teil auf Seite 

9 zu Ziffer 16 im letzten Satz "organisatorischer Art" zu heißen hätte. 
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Das Bundesministerium für Finanzen sieht der weiteren Befassung im Gegenstande entge­

gen. 

25 Ausfertigungen der Stellungnahme werden unter einem dem Präsidium des Nationalrates 

zugeleitet. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Z 'r. April 1998 

Für den Bundesminister: 

Dr. Steg er 
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